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(2) Bei vermindert Zurechnungsfähigen tritt die 
Unterbringung neben die Strafe.

§ 42c
Wird jemand, der gewohnheitsmäßig im Übermaß 

geistige Getränke oder andere berauschende Mittel zu 
sich nimmt, wegen eines Verbrechens oder Vergehens, 
das er im Rausch begangen hat oder das mit einer 
solchen Gewöhnung in ursächlichem Zusammenhang 
steht, oder wegen Volltrunkenheit (§ 330a) zu einer 
Strafe verurteilt und ist seine Unterbringung in einer 
Trinkerheilanstalt oder einer Entziehungsanstalt er­
forderlich, um ihn an ein gesetzmäßiges und geord­
netes Leben zu gewöhnen, so ordnet das Gericht ne­
ben der Strafe die Unterbringung an.

§ 16
Verminderte Zurechnungsfähigkeit

" J (bei § 51 StGB West)

(3) Das Gericht kann anstelle oder neben einer 
Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit die 
Einweisung in psychiatrische Einrichtungen nach den 
dafür geltenden gesetzlichen Bestimmungen anordnen.

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§27
Fachärztliche Heilbehandlung zur Verhütung 

weiterer Rechtsverletzungen
(1) Ist es zur Verhütung weiterer Rechtsverletzun­

gen notwendig, kann, besonders beim Vorliegen einer 
verminderten Zurechnungsfähigkeit, der Täter durch 
das Gericht verpflichtet werden, sich einer fachärzt­
lichen Behandlung zu unterziehen.

(2) Kommt der Täter der Verpflichtung nicht nach, 
kann dies bei erneuter Straffälligkeit als straferschwe­
render Umstand berücksichtigt werden. § 35 Absatz 3 
Ziffer 6, § 45 Absatz 5 und § 48 bleiben unberührt.

§ 42d 
(weggefallen)

/ 4. Abschnitt \
I Strafen mit Freiheitsentzug I

§ 42
Arbeitserziehung

(1) In den gesetzlich vorgesehenen Fällen kann auf 
Arbeitserziehung erkannt werden, wenn der Täter 
arbeitsfähig ist und auf Grund seines asozialen Ver­
haltens zur Arbeit erzogen werden muß. Die Arbeits­
erziehung beträgt mindestens ein Jahr und dauert sc 
lange, bis der Erziehungserfolg eingetreten ist. Sie 
darf die Obergrenze der Freiheitsstrafe, neben der sie 
angedroht ist, nicht überschreiten. § 39 Absatz 5 gilt 
entsprechend.

(2) Das Gericht beschließt nach Ablauf von min­
destens einem Jahr die Beendigung der Arbeitser­
ziehung, wenn durch die Haltung des Verurteilten, 
insbesondere durch seine regelmäßige Arbeitsleistung 
und seine Disziplin, zu erkennen ist, daß der Erzie­
hungserfolg eingetreten ist.


